
 

 
 
Seite 1 / 2 www.dijuf.de 

Praxisbeirat  
Wirtschaftliche Jugendhilfe 

Angaben bei Fallübergaben 
Handlungsempfehlung des Praxisbeirats Wirtschaftliche Jugend-

hilfe 
 
 
I. Vorbemerkung 
Bei einem Wechsel der örtlichen Zuständigkeit nach §§ 86 ff. SGB VIII und der damit 
verbundenen Fallübergabe stellt sich die Frage, welche Informationen weiterzulei-
ten sind. In der Praxis kommt es immer wieder zur Verweigerung der Fallübernahme 
aufgrund fehlender Informationen. Dies führt in der Regel zu langen Bearbeitungs-
zeiten, die die alltägliche Arbeit erschweren. Zur Erleichterung von Fallübergaben 
hat der Praxisbeirat Wirtschaftliche Jugendhilfe des Deutschen Instituts für Jugend-
hilfe und Familienrecht e. V. (DIJuF) eine Arbeitshilfe erstellt, die die notwendigen 
und ggf. weiteren Angaben bei der Fallübergabe auflistet.1 Es handelt sich hierbei 
um eine Handlungsempfehlung zur Optimierung der Arbeitsabläufe.  
 
 
II. Erforderliche Angaben 

• Personalien von allen Beteiligten (Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburts-
ort) 

• wenn möglich: Geburtsurkunde/aktueller Geburtenregisterauszug  
• ggf. Vaterschaftsanerkennung, Zustimmungserklärung  
• bei Tod eines Elternteils bzw. der Eltern: Sterbeurkunde  
• Angaben zum Aufenthalt des jungen Menschen und der rechtlichen Eltern 

vor Beginn der Hilfe und aktuell (möglichst: tabellarische Chronik der Auf-
enthaltsverhältnisse), Meldung/EMA-Auskunft 

• Sorgerechtsnachweis, zB Heiratsurkunde, familiengerichtlicher Beschluss, 
Sorgeerklärungen, Auskunft aus dem Sorgeregister („Negativ-Bescheini-
gung“), Vormundschaft/Pflegschaft 

• Angabe zur Krankenversicherung, ggf. Unfallversicherung usw.  
• ggf. laufende/anstehende Schul-/Ausbildungs-/Studienverhältnisse 

                                                                 
1 Datenschutzrechtlich gilt, dass die Daten übermittelt werden dürfen, die zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe 

erforderlich sind, sofern die Übermittlung den Hilfeerfolg nicht gefährdet oder die besondere Vertraulichkeit 
der Daten der Übermittlung entgegen steht (§§ 62, 64, 65 SGB VIII und § 76 Abs. 1 SGB X). 
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• Antrag (Anträge) auf Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe bzw. Dokumen-
tation der Willenserklärungen 

• Bewilligungsbescheide  
• Beginn der Leistung und Leistungskette (ggf. mit „Unterbrechungs“-Zeiträu-

men) 
• ggf. bei Sonderzuständigkeit nach § 86 Abs. 6 SGB VIII: Bestätigung über den 

mind. zweijährigen Aufenthalt bei der Pflegeperson 
• ggf. Leistungs- und Entgeltvereinbarung der Einrichtung oder Vertrag mit 

(Bereitschafts-)Pflegestellen/Pflegegeldrichtlinien 
• ggf. Bankverbindung und Steuer-ID der Pflegeeltern sowie Anzahl der im 

Haushalt der Pflegeperson lebenden Kinder 
• ggf. Hilfeplanprotokolle (mind. erster und letzter) 
• ggf. bei § 35a SGB VIII: ärztliche Stellungnahme, Einschätzung der Teilhabe-

beeinträchtigung 
• ggf. ergänzende Nachweise auf aktuelle medizinische Behandlungen, medi-

zinische Reha oder ergänzende EGH durch andere Träger (GKV/EGT/UV 
usw.), sofern relevant für den Fall 

 
III. Kostenheranziehung 
Um unnötige Bürokratie zu vermeiden und die Kostenheranziehung zu erleichtern, 
bietet es sich an, mit Einverständnis der betroffenen Personen außerdem folgende 
Daten zu übermitteln:  
 

• Nachweise über Drittleistungen (Kindergeld, BAföG, Halbwaisenrente, BAB, 
Elterngeld usw.) 

• Sozialleistungen (zB Leistungen nach dem SGB II, Krankengeld, Erwerbsun-
fähigkeits- oder Berufsunfähigkeitsrente)  

• Einnahmen der Eltern: Einkommen aus selbstständiger und nicht selbststän-
diger Tätigkeit, Erträge aus Kapitalvermögen, Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung, Erbschaft, Steuerrückerstattung usw., sonstige Einkünfte  

• letzter Kostenbeitragsbescheid KM/KV/junger Mensch  


